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XIV. GesC'lzs;ebung::'petiode . 

DRINGLICHE ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr. Eypeltauer 

und Genossen . 

an die Frau Bundesminister für Gesundheit und Unweltschutz, 

betreffend Auftragsvergabe an die ARGE Kostenrechnung im Zusarrmenhang 

mit der SpitalSreform. 

ner Nationalrat hat dem Rechnungshof am 24.3.1977 einen sanerprlifungsauftrag 

über die SUbventionspraxis der Landes-Iandwirtschaftskarrmern erteilt. 

Ein volles Jahr· später, nämlich am 15. März 1978 wurde dem Rechnungshof 

ein weiterer Prüfungsauftrag über die Vervrclitungsaufwendungen der 

Bundesministerien erteilt. 

Bis zur Stllild.e wurde dem Nationalrat keiner der heiden PrlL..~gsberichte 

vorgelegt. 

Nach oer! 8inschlägigen gesetzlichen Bestunrt'..ll1ge.t."'l darf <.1ahe::: auch der 

Inhalt der bei den Berichte noch nicht veröffentlicht werden. 

lfährend . aber die Vertraulich.,,<eit des - nach mensch.lichem Ennessen durchaus, 

nicht, uninteressanten - prüfungsbe.richtes über die Subventionspraxis der 

L-:mdes-Larihvirtschaftskarrmern bisher ger .... 'ahrt wurde, sind' bei dem Prüfungsbericht 

über die Verwaltungsaufwendungen der Bundesrnihisterien die einschlägigen 

gesetzlichen' Bestimnungen ürer die Vertraulichkeit solcher Berichte in 

gröbster \veise ve.rletzt worden. 

Der Grund für diese ge zielten Indiskretionen liegt klar auf der Hand: 

nngesichts der bevorstehenden, Nationalratswahlen und angesichts de.r i'atsache, 

dass die öVP irl den wichtigen'Sachfragen unseres Ißndes keL~e ernstzunehmP~den 

2361/J XIV. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 6

www.parlament.gv.at



-2-

Argumente gegen die Politik der Bundesregierung vorbringen kann, soll 

ein Mitglied der Bundesregierung gezielt skandalisiel..t werden und eine 

grosse gesundlleitspolitische Leistung, nämlich die erfolgreiche Peform 

des östE'Ireichischen Spitalswesens irl Misskredit gebracht we:r:den. 

Man 1::edient·: sich dabei dersell:::en Methoden, wie sie bereits bei der 

Skandalisierung von Personen und Vorgängen im Zusatment'1ang mit dem Bau 

de:: lJ'N0-City angevrcmdt wurden: man stellt Behauptungen in den Raum 

und hofft, dass \'lenigstens ein Teil dieser aus der Luft gegriffenen . 

Behauptungen "hängen bleiben tl werde, b2Yl. erst zu einem Zeitpunkt 

\ ..... 

aufgeklärt werden kaP.n, \'JO das taktische Ziel einer solchen Skandalisierungs­

kampagne 1:ereits erreiC'l1.t ist. 

Ä.1-nlliches wu..rde auch gegenüber Finanzminister Dr. Androsch auf Grund 

von Indiskretionen aus dem Rechnungshof im Zusamnermang mit der 

vorübergehenden Aufnahme von Verwaltungs schulden des Bundes vor der 

NationalratsrNahl 1975 versucht, wobei auch in diesem Fall eine gründliche 

Erörterung des ganzen Sachverhaltes im Rechnungshofausschuss zu der 

\\Örtlichen Feststellung von Präsident Kandutsch führte, dass der diesbezügliche 

Teil des Rechnungshofberichtes 11 zu scharf fönnuliert ft wurde und dass 

der Rechnnl.L'rlgshof im Lichte der Disk-ussionen :im Reclmungshofausschuss solche 

Fonnulieru..'"lge"1 "nicht mehr amvenden" würde (5. 288 d.B. der }""IV. Gesetzgebungs -

periode des Nationalrates). 

Wenn der Präside.'1t des Rechnungshofes nunl'11ehr in einen Brief an den 

P:;:äside.."1te..'1 des Nationalrates Anhaltspun,~te dafür gege.ben hat, woher 

die unter Bruch gesetzlicher Bestimnungen zustandegekcmnenen Indiskretionen' . 

stammen, so ist dies ein weiterer Hll1'1.veis für die parteipolitische Zielsetzung 

dieser Ka"11pClgne der b'VP, die sich als genauso haltlos erw~isen wird \.ne die 

bisherigen Skandalisierungskampagnen der grossen Opposi tionspart~.i.· 
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Und wenn schliesslich versucht wird o die über secrs.1ahre addierte 

Gesamtsurrme des Auftrages an die ARGE Koste.lirechnung in Höhe von 

78,3 Mio Schilling (ohne 1>1ehn\>ertsteuer) I also von durchschnittlich 

13,öS Mio Schilling pro Jahr als Beweis für eine unmotivierte oder gar 

verschwenderische Venvendung öffentlicher Gt.~lde.r darzustellen, muss dem 

entgegenge.t..alten werdeng dass die KritiJcer der Spitalsrefonn offensichtlich 

den kostensparend~ Nutzen der auf einer neuen Kosten...">tellenrechnung 

beruhenden Spitalsrefonn nicht erkannt oder bewusst verschr.,liegen haben: 

wert.l'l es auf Grund der Einführ..mg der neuen KostensteIlenrechnung gelingt 

die Kostensteigerungsrate in den österreichischen Spitälern in nur einem 

einzigen Jahr um 2 % zu senken - tatsächlich betrug bereits im ersten Jahr 

der Einführung die Senkung des Spitals::lefizites rund 10 % - wird für den 

staat ein Betrag eingespart, der mehr als doppelt so hoch ist, als die 

Gesamtkosten der von der ARGE-Kostenrechnung in allen sechs Jahren geleiste­

ten Arbeiten. 

Ab:Jeordnete der öVP haben in letzter Zeit mehrfach die Einsetzung eines 

p3r lamentarischen Untersuchungsausschusses zur Aufklärung aller Umstände 

im Zusamnenhang mit der Auftragserteilung an die ARGE Kostenrechnung· 

verlangt. Dazu ist zunächst folgendes festzustellen: 

die Untersuchungsausschüsse, die im Zusarrmenhang mit Flugzeugankäufen 

des Bundesheeres, mit den Bauskandal, mit Waffene.xpJrten nach Syrien und 

mit da'TI Abhören von Telefonen eingesetzt -v.urden, hatten eine durCl'1schnittliche 

Beratungsdauer von 2 JarlY'en und 2 M:maten. Der kfu:."zeste Untersuchungsausschuss 

benötigte für seine Tätigkeit 4 !v"JOnate und .4 Tage da längste benöt:igte - . 

über eine Gesetzgebungsperiode hinaus - 4 Jahre und 6 Monate. 

D~s Verlangen nach Einsetzllng eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses 

zu einem Zeitpunkt, wo der Nationalrat soeben :im &.."'griffe ist g einst:inmig seine 

Auflösung, bzw. die Beendigung seL'1er Gesetzgebu.'1gsperiode zu beschliessen, 

kann daher nur als unse.t"iöses W::ililkampfmanöver bezrüchnet \"lerden ll mit dem 

das Ziel verfolgt wird: die blosse Tatsache der Einsetzung ejnes solchen 

UntcrsuchUllgsausschusses zum Anlass für eine Fortsetzung der Skandalisi~u)gs -

kampagne zu nehmen, während das Ergebnis eines solchen Untersuchungsausschusses 
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erst nach den nächsten Nationalramlahlen, also zu einem Zeitpunkt vorliegen 

würde,. \VO das Ergebnis eines Untersuchungsberichtes auf 'Wesentlich 

geringeres Interesse stossen würde. 

Es darf in di.esem Zusarrrnenhang auch nicht· une..-.:wälmt bleibena dass di.e 

gros se Oppositionsp:rrtei für die Beratung wichtiger und für grosse 

J3evölkerungsgruppen wertvoller Gesetzesvorhaben in den letzten Wochen 

dieser Gesetzgebungsperioc1e nur mehr wenig Zeit zur Verfügung hattell 

bzvl. diese Arbeit als "Husch-pfusch..JI'ätigkeit" ab~ualifizieren wollteIl 

aber offensichtlich bereit wäre u ihre ganze Energie für die Fortsetzung 

einer Skandalisierungskarcpagne zu verwenden. 

Demgegenüber ist die Regierungspartei an einer sofortic;en Aufklärung der 

bisher aufgeVv'Orfenen Fragen interessiert. Ausgehend von der Annahme 0 dass 

auch bei manchen AbgeOl:dneten der Opposition ein ehrlicher Bedarf nach 

Inforrration und Aufklärung vorliegt, wollen die unterzeichneten AbgeOl:dneten 

diesem Bedürfnis gel:ne e..'1tgegenkcmnen und für Klarstellungen durch die 

Frau Geslli'1dheitsminister; sovlie für eine erste Diskussion dieser Angelegenheit 

. im Plenum des Nati.onah·ates sorgen, der dmID die· eigentliche Beratung des 

ganzen Kanplexesim zuständigen Rechnungshofausschuss und eine weitere . 

Diskussion im PlemF.1 des Nationalrates nach Vorliegen des offiziellen 

Rechnungsberichtes folgen kann und folgen so110 

Die unterzeich.l1ete.l1 Abgeordneten richten daher an die Frau Bundesminister 

für Gesundheit und Umw-eltschutz die nachstehenden 

., 

.. 
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Anfragen: 

1 0 Was waren di.e entscheidenden Gründe für die Einführung einer 

Kos'tenstellenre'""...lmu.i.lg an den ö~tE:rreiC'.htschen Spitälern ? 

- -,- ,-- - - ----

20 Inwieweit bildeten die Arbeiten der A!GE Kostenstell€".nrechnung die 

Grundlagen für die F..i:afilhrung eines solchen Systems ? 

3.. Woraus setzt sich im wesentlichen der iiber 6 Jahre verteilte C:J€:samtaufwand 

von 78,3 1-1illione.l Schilling (olme Mehrwertsteuer) für den Auftrag an 

die At~ zusarrmE'n ? 

4~ Welche Institutionen oder Personen haben die A..'1gemessenheit, des En-tgeltes 

für die obPJl genannten Aufträge überprüft? 

5. War die umfangreiche und daher auch kostenauf\"endige Schulungstätigkeit 

im Zusam:nenhang mit der Einführung der Koste.nstellenrechnung 

\h~ingt erforderlich ? 

6. Warum Y-;'urde der Auftrag an die ARGE Kostensteilenrechnung erteilt und 

nicht an die zunc.'lchst mit der gleichen r.1aterie befasste Fil:roa Knight Wegenstein "2 

7. W<:U"Uffi 'WUrde der Auftrag nicht öffentlich ausgeschrieben·? 

8. Ist die Firma "Consultatio" in irgend eine.r Weise als Auftragnehmer 

eingeschaltet ? 

9. Nelche Vorteile hat die Einführung der Kostensteilenrechnung in den 

östel.-reichischen Spitälern bish'='...r gebracht und wie hoch sind die. 

Ersparnisse die der österreichische steuerzahler aus dieser Refonn erv.Erten 

kann ? 
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In fonneller Hinsicht \'l1rd beantragt, diese Anfrage nach § 93 der 

GescJläftsordnung als dringliC'..h zu behandeln und dem Erstunterzeichner 

vor Eingang in die Tagesordnung Gelegenheit zur mündlichen Begründung 

zu geben. 
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